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: Die Bekenntnissynode der Ev. Kirche der ap.U» hat auf ihrer Sagarjg am
-12. Juni folgende Forderungen für die Ableistung des staatlichen Treu-

. eides der-Pfarrer aufgestellt:
1, )Die staatliche Forderung eine's Treueides muß vorliegen»
2<,)l)ie einfordernde Stelle muß von den Pfarrern,die den Eid leisten,die

. • • - . von der Kirchenleitung gegebene Auslegung des Treueid« .entgegennehmen.
3.)Die Bindung des Pfarrers an sein Ordinationsgelübde muß öffentliche

• Anerkennung finden.Bas schließt die Verkuppelung der Eidesforderung
mit der Einführung des deutschen Beamtengesetzes in die Kirche aus*

4„)Die voa dam S,O.K. gegebene Auslegung des Eides muß öffentlich zurück-
genommen werden»

Sie Synode hat auf ihrer Tagung am 31.Juli 1938 geprüft,ob die von ihr
erhobenen Forderungen inzwischen erfüllt sind,sodaß nunmehr die Ablei-
stung ö.ea Treueides durch die Pfarrer der Bekenntnissynode der Ev»Kirche
der apn'tJ.. erfolgen kann« Bei dieser Prüfung ist die Synode am. folgendem
Ergebnis gekommen:
zu l»): Ber Beschluß der Synode vom 12.Juni 19S8 ging von der Voraus-
setzung aus(rgl«Böschluß zur Eidesfrage II,Ziff<,3« ),daß dis Eitaa-cliche
Fordorumg ies Treueides nicht vorliege.Inzwischen ŝ nd Tatbas fcan.de
'sichtbar geworden.aus denen hervorgeht,daß-der Staat den Treueid de^

. ' .Pfarr.j.c- fordert.Wir v/eisen hierfür vor allem auf folgende Tatsach'aa hins
a)I3,or PrägidraĴ d̂ â ĝ̂ jjgj hat die Verordnung- zur .Ableistung rtoc? Treu-

eiffe¥'in ÜbereiliätiitiiSung mit dem "Ministerium1 f, dakirohloAus''-0gcn"
heiten erlassene . . .

liagb das ausdrückliche Verlangen des Staates-vor,von der Ei*!F.ächti-
ĝ r..g dec §174 BBB für die Eidesforderung der Pfarrer ß-obniMch f.a iiiachsn.

c)?räscrj T),Koch hat dem Bruderrat .der Ev.Kirche der ap.U.,folgende Poa-L-
otellui?g zugehen lassen! "Daß der Staat den Treaieid dor Pfarrer 6»>-\'-?-t &•-
warttit,steht für mioh außer Zweifel. Ich habe mich danjjn bemüht,daß
über die staatliche Forderung Klarheit geschaffen werdc^Ewn ]iogt zwar

f ' in A.ltpreußen,soweit ich in Erfahruilg bringen konnte,oi:n.e direkte 3e-
S auf t r agang, wie etwa in Hamburg der Reichsstatthalter dora Landesbisohof

ertolJ-J hat,nicht vpr0 Ich habe aber ÜĴ aÄtittSiteitiÄäSÄffl
Überzeugung gev.'onnenjdaß die Frage der" Vereidigung dc-y ?farrpt- für
den S'fäe.f eu einer Frage seiner autorität und die Veiweigerang für ihn
uiitagbo.r ge\vorden .ist,nachdem die Vereidigung in den neisten Landssa-
kirocen behalts erfolgt oder doch angeordnet ist",

d)Ber Rnoin.äC^naiatorialEräsident hat .in einem Schreiben an den Bruder-
;.-; ral J611 "iV,B'e'Meiitt̂ ni!Ssy5o3e*13i Rheinland vom 27»Juli 1930 ausgespro-

chen: "Aus mir unbekannten Gründen hat zwar der Staat davon abgesehen,
durch, eine Verordnung des Herrn Reichskirchenminister^s oder in anderer
Form allgemein yon sich .aus die Leistung des Treueides dor evangelisch-'
en Pfarrer anzuordnen.Es kann aber keinem Zweifel -unterliegen,daß der
Staat,wonn er auch auf eine ausdrüclcliche Forderung des Treueids ver-
zieht öt hat,ihn doch von den Pfarrern als öffentlichen AmtQträgem
verlangt uiid verlangen muß,so wie ihn jeder andere Amtsträger einer
öffentlichen Körperschaft zu leisten ha*."

e) In einer Besprechung,die Vertreter des Brußerates der Bv, Sirehe der
apCf.-'iiu 29.Juli 1933 mit dem Presidenten pr,, Werner hattan.h,-..'.t är. ffor-
ner uic Erklärung von Präses D. Koch in aller Form bestätigt .̂nä"Aüs™'
fülirune'iii gemacht,die inhaltlich denen des Rheinischen Kohsistorial-
präöiüenton entsprechen.Die Vertreter des Bruderre.tes haben der Synode



— 2—über diesen Tatbestand ein Protokoll zui? Kenntnis gebracht,das dem
.Präsidenten Dr. Y/erner vorgelegen hat.
£ntsprechende Tatsachen liegen in anderen Landeskirchen vor(vgl.Wort
des-LandesTDischofs D. Meiser an die bayrischen Pfarre r, Beauftragung
dos Hamburgis-chen. Landesbischofs durch den Reichsstatthalter)«,
Die Synode sieht keine Möglichkeit,unter den gegenwärtigen Umständen
eine weitergehende Klärung zu erreichen.Sie erachtet die.vorliegenden
Tatbestände für hinreichend deutlich zu der Feststellung,daß die staat-
liche Forderung des Treueides der Pfarrer vorliegt.
2°

Die CJynode stellt fest,daß die Eideserklärung des Bruderrates der Evgo
Kirche der apU. von der eidfordernden Steile(Präsident des E OK) ange-
nommen ist.Dieser Tatbestand ist vor der Eidesleistung dem Führer und
Kanzler des deutschen Volkes und Reiches zur Kenntnis zu bringen.

Zu 3°
Die Bindung t1 er Pfarrer an das Ordinationsgelübde hat öffentliche An-
erkcnmmg gefunden;
a) JJideserklärungen,die sachlich unbedenklich sind,sind nach Anordnung
des ECK zugelassen.

b) Diese Tatsache wird auch im Protokoll der Eidesableistung beurkun-
det (vgl- Zusatz zur Anlage C des-angeordneten Verfahrens).Damit,daß
die Eideserklärung des Bruderrates der Evg.Kirche der apU.als sach-
lich unbedenklich angenommenist,ist gemäß Ziffer 4 der Eideserklär-
ung eingeräumt,daß die Anwendung des staatlichen Beamtunrechtes auf
die Pfarrer mit der Eidesleistung nicht zugestanden ist,da sie den
im Ordinationsgelübde übernommenen Amtspflichten widerspricht.

Zu 4'
Die von EOK gegebene Auslegung des Eides ist öffentlich zurückgenom-
men?
a) Dcris Wort "Eidesbelehrung" ist im Gesetzblatt der DEK, gestrichen.
b) Der ECK. hat eine öffentliche Erklärung angeordnet,daß die Anspra-
clien keine für die Ablegung des Trcmeidss verbindliche Auslegung ist."

c)"Eö liegt die mündliche und schriftliche Erklärung (Schreiben des zu-
ständigen Konsistorialpräsidenten an die westfälischen Pfarrer vom
7-Juli,Schreiben an J&räses D. Hoch vom 11 .Juli,Protokoll der Tertre-
ter cics Preug.Bruderrates)vor,daß "in Zukunft die Ansprache überhaupt

' fortfällt,"
Aus diesen Peststellungen ergibt sich,daß die von der Synode auf Grund
von Schrift und Bekenntnis erhobenen Einwendungen gegen die Ableistung
des Treueides als ausgeräumt angesehen werden dürfen.Synode wegist des-:
halb die Pfarrer &3a,«bis zum 10.August der eidfordernden Stelle zu er-

• klären,daß sie nunmehT bereit "sinaVd-en Treueid zu leisten.' /'
Die Synode kann aber nicht darüber-'hinweggehen,daß zahlreiche Pfarrer
im gegenwärtigen Augenblick die hierfür erforderte Klarheit noch nicht
gewoimcn haben,vielmehr ernste,vom Bekenntnis her begründete Bedenken
(sonderlich au Punkt 1) geltend'machen.Sie erachtet es als ihre kirchen
leitende Aufgabe und brüderliche Pflicht,diese (Jewisscnsbedenken ernst
zu nehmen und die Brüder in Jhrem Gewissen zu lösen'* Darum darf die
Eidesleistung dieser Brüder nicht an den jetzt vom EOK. gesetzten Ter-
min des 10C August 1938 gebunden sein. Die Synode beauftragt deshalb
den Bruderrat,eine entsprechende Fristverlängerung bei dem Präsidenten
dos E OK, zu erwirken. Sobald diese Fristverlängerung zugestanden ist,
kann de-r Eid von den B rüdern, die ihre Bereitschaft hierzu erklärt haben,
geleiatöt werden.



peschlugae der g .Tagung der 6»Bekenntnissvnode
der Evangelischen Kirohe der altpr,eu88lsehen Union
zur Ableistung des Treueides durch die Pfarrer.

l.

Die Bekenntnissynode der Evangelischen Kirche der altpreussisohen
Union hat auf ihrer lagung am 12»Juni 1938 folgende Forderungen für
die Ableistung dep staatlichen ifrelieides' der Bfarrer aufgestellt:

1) Die staatliche Forderung eines Treueides muss vorliegen.

2) Die eidfordernde Stelle mues von den Pfarrern, die den Eid leisten,
die von der Kirchenleitung gegebene Auslegung des Treueides ent-
gegennehmen*

3) Die Bindung des Pfarrers an öein Ordinationsgeliibde muss öffent-
liche Anerkennung finden. Da% schliesst die Verkoppelung der Eides-
forderung mit der Einführung des deutschen BeamtengöB etaes in der
Kirche aus»

4) Die vom Evangelischen Oberkirchenrat gegebene Auslegung des Eides
muss öffentlich zurückgenommen werden.

Die Synode hat auf ihrer Tagung am 31.Juli 1938 geprüft, ob die von
ihr erhobenen Forderungen inzwischen erfüllt sind, sodass niänmehr die
Ableistung des Treueides durch die Pfarrer der BekenntnisSynode der
Evangelischen Kirche der altpreussisehen Union erfolgen kann. Bei
dieser Prüfung ist die Synode zu folgendem Ergebnis gekommen:

zu 1) Der Beschluss der Synode vom 12.Juni 1938 ging von der Voraus-
setzung aus (vgl.Beschluss zur Eidesfrage II,Ziff.3), daäs die
staatliche Forderung des Treueides nicht vorliege. Inzwischen
sind Tatbestände sichtbar-geworden, aus denen hervorgeht, dass
der Staat den Treueid der Pfarrer fordert. Wir weisen hierfür
vor allem auf folgende Tatsachen hin:
a) Der Präsident des Evangelischen Oberkirchenrates hat die Ver-

ordnung zur Ableistung des Treueides in TJebereinstimmung mit
dem Ministerium für die kirchlichen Angelegenheiten erlassen.

b) Es liegt das ausdrückliche Verlangen des Staates vor, von der
Ermächtigung des § 174 IBG für die Eidosforderung der Pfarrer
Gebrauch zu machen.

c) Präses D.Koch hat dem Bruderrat der Evangelischen Kirche der
altpreussisehen Union folgende Feststellung zugehen lassen:
"Dass der Staat den Treueid der Pfarrer erwartet, steht für
mich ausser Zweifel. Ich habe mich darum bemüht? dass über
die staatliche Forderung Klarheit geschaffen werclo,, Hun liegt
zwar in Altpreussen, soweit ich in Erfahrung bringen konnte,
eine direkte Beauftragung, wie sie etwa in Hamburg der lieichs-
staathalter dem Landesbischof erteilt hat, nicht vor. Ich habe
aber in amtlichen Besprechungen die TJeberzeugung gewonnen,
dass die Frage der Vereidigung der Pfarrer für den Staat zu
einer Präge seiner Autorität und die Verweigerung für ihn un-
tragbar geworden ist, nachdem die Vereidigung in den meisten
Landeskirchen bereits erfolgt oder doch angeordnet ist.*

d) Der Rheinische Konsistorialpräaident hat in einem Schreiben
an den Bruderrat der Evangelischen Bekenntnissynode im Rhein-
land vom 27.Juli 1938 ausgesprochen: "Aus mir unbekannten
Gründen hat zwar der Steet davon abgesehen, durch eine Ver~
Ordnung des Herrn Reiohskirchenministers oder in anderer
Form allgemein von eich aus die Leistung des Treueides der
evangelischen Pfarrer anzuordnen* Es kenn aber keinem Zwei-
fel unterliegen, dass 4er Staat, wenn er auch auf eine



- 2 -
ausdruckliche Forderung des Treueides verzichtet hat, ihn doch von
den Pfarrern als öffentlichen Amtsträgern verlangt und verlangen
mussj üo wie ihn jeder andere Amts träger einer öffentlichen Körper-
schaft zu leisten hat»*

e) In einer Besprechung,. die Vertreter des Bruderrates der Bvangeli-
öchen Kirche der altpreussi sehen Union am 29. Juli 1938 mit dem Prä-
sidenten Dr »Werner hatten, hat Dr. Werner die Erklärung von Präses
D.Koch in aller Form bestätigt und Ausführungen gemacht, die inhalt-
lich denen des Rheinischen Konsist orialprägidenten entsprechen. Die
Vertreter des Bruderrates haben der Synode über diesen Tatbestand
ein Protokoll zur Kenntnis gebracht, das dem Präsidenten Dr. Werner
vorgelegen het0

Entsprechende Tatsachen liegen in ändern Landeskirchen vor (vgl.Wort v
des Landesbisohofs D c Heiser an die /bayrischen Pfarrer, Beauftragung
des Hamburg! sehen ̂ andestiischofs durch dqn Seichsstatthalter). Die„

"stehlr keine Möglichkeit̂  ;u#;i;e£ den gegenwärtigen UmstänSljQj.̂ iw
eräsffi' ̂|T3ie vorliegenden

.£&? TBSireji oMn'fi' jTeutljicli zu" der f est ̂slelluHĝ  "däss "816""
Forderung. .§e. .

zu B Die Byndde sfeTit rfeatj da s s.. die Eldeserklärung des B rüder rat es der
Evangelischen,. Kirche der altpreussisöheh Union von der eidfordernden
Stelle (Präsident des Evangelischen Oberkirchenrates) angenommen ist,
Dieser Tatbestand Ist vor der Eidesleistung dem Führer und Kanzler
des deutschen Volkes und Bei ehe s aur Kenntnis zu bringen^

zu 3) Die Bindung der Pfarrer an das Ordinationsgellibde hat öffentliche
; Anerkennung gefunden;

a) Bideserklärung^n, die sachlich unbedenklich sind, sind nach An-
ordnung -des .Evangelischen, Überkirchenrates zugelassen.

•• \3i) Die^öJcatBaQhQ. vd.rd â uch d^ Protokoll der Eidesableistung beur-
- ~"~ •"•-'-- irartdrtr̂ Tĝ :« --isiai1 Mlî -Ö̂ Ä̂-̂ ßgepriihetö

dass die Bideserklärung dea Bruderrates der Bvangeli sehen Kirche
der allipreussiöchen Union als sachlich unbedenklich angenommen
ist, ist gemäss Ziff. 4 der Eideserklärung eingeräumt, dass die
Anwendung des staatlichen Beamtenrechtes auf die Pfarrer mit der
Eidesleistung rächt zugestanden ist, da sie den im Ordinations-

1 gelftbde übernommenen Amtspflichten widerspricht*
zu 4) Die vom Evangelischen Öberkirohenrat gegebene Auslegung des Eides

ist öffentlich zurückgenommen:
a) Das Wort ̂ Eidesbeiehrung11 ist im Gesetzblatt der Deutschen Evan-

gelischen Kirche gestrichene
b) Der Evangelische Öberkirohenrat hat eine öffentliche Erklärung

angeordnet,, dass die Ansprache "keine, für die Ablegung des Treu-
eides verbindliche Auslegung-*' istc

o) E s liegt die mündliche und schriftliche Erklärung (Schreiben des
zuständigen KonsistorialpTfcsidenten an die westfälischen Pfarrer
•vom V.Juli,- Schreiben ein Präses D»Koch vom 11«, Juli, Protokoll der
Vertreter des preussischeä'Braderrates) vor, dass ® in Zukunft
die Ansprache überhaupt fortfällt?. ,

Aus diesen Feststellungen ergibt sich; dass die von der Synode auf Grund
von Schrift und Bekenntnis erhobenen Einwendungen gegen die Ableistung
des Treueides als austräumt angesehen werden dürfen. Die Synode weist
deshalb die Pfarrer an, bis zum 10 tf Augast der eidfordernden Stelle zu er-
klären, dass sie nunmehr bereit sind, den Treueid zu leisten«

Die Synode kann aber nicht darüber hinweggehen, dass zahlreiche Pfarrer,
im gegenwärtigen Augenblick die hierfür erforderliche Klarheit noch nicht
gewonnen haben, vielmehr ernste, vom Bekenntnis her begründete Bedenken
(Sonderlich zu. Punkt 1) geltend machen« Sie erachtet es als ihre kiroherw
10itehde Aufgabe und brüderliche Pflicht, diese Gewissensbedenken ernst
ztf Aehmen und die Brüder in ihrem Gewiösen zu lösen«



Darum darf die Eidesleistung dieser Brttder nicht an dan 3 et st vom Bvan.
gelischen Cberkirchenrat gesetzten Termin dea 10 „August .19 S3 gebunden
sein. Die Synode "beauftragt deshalb den Bruderrat, eine ent sprechende
Frist Verlängerung bei dem Präsidenten de sEvarigeli sehen Oberkirchenrates
fcu erwirken. . Sobald diese Fristverlängerung zugestanden iet, kann der
Eid von den Brüdern, die ihre Bereitschaft "hierzu erklärt haben, ge~
leistet werden»

II« ,

Die Frage des staatlichen 'ilreueides *hat in den letzten Monaten die
Evangelische Kirche stark bewegt und, ihre Pfarrer in grosse ISfot und
Anfechtung geführt. .' J' ' '*
Die Bekennende Kirche hat von Anfang1 an erklärt, dass ihre Pfarrer be-
reit seien, einen Treueid zu leisten, wenn der Staat ihn fordert» Es
konnte aber bisher nicht deutlich worden, dass der Staat den (Treueid
forderto Es lag nur eine Verordnung zur Ableistung des Treueides vor,
die der Präsident des Evangelischen Öberkirohenrates erlassen hatte.
Ausserdem war nicht eindeutig gesichert, dass die den Pfarrern allein
bindende Verpflichtung seines ÜrdinationagelüMes durch den Treueid
-weder erweitert noch beschränkt würde« Vielmehr hatte "dar Evangelische
Oberkirchenrat eine Ansprache sraua OJrfeueid erlassen, die dem Treueid
eine Auslegung gab,. die im' Gegensatz'; zum Worte G-ottes stand«

Nunmehr hat die Bekenntnissynode der Evangelischen Kirche der altpreus-
sischen Union festgestellt, dass ein staatliches Verlangen zur Ablei-
stung dos Treueides tatsächlich verwiegte Damit sind die Pfarrer frei,
dem Führer don Treueid im. Gehorsam. &egen 0-ot'tes Gebot zu lc;Lston. Aus-
serdein int die Anspracht dos Evangelischen Oberkirohenrate«- fort gefal-
len, -An Ihre Steli^ tritt für di.e: Pfarrer der B elcennenclsn IC:; r ehe die
vom altpreusaisohen Bruderrat gegebene Erklärimg

Diese Erklärung bezeugt, dass bei jedem Eidj der unter Anrufung; des
Hamens Gottes geschieht, vor Gott nichts versprochen und bekräi'tigt
und zu nichts seine Hilfe erbeten werden kann,- was deinem geoffenbar-
ten Willen widerspricht. Das gilt von jedem Eid, den ein evangelischer
Christ leistet. Die Erklärung bringt unmi s s verständlich zum Ausdruck,
dass mit der Leistung des Treueides auf den Führer das gegenwärtige
Schrift - und bekenntniswidrige Kirchenregiment in keiner V/eise aner-
kannt wird« In der Erklärung ist auch klargestellt, daas cic-rr Pfarrer,
der don Treueid geleistet het, in der Ausübung seines Amtes allein an
sein Ordinationsgelübde gebunden bleibt.

Wir rufen die Gemeinden auf, gemeinscrttt mit ihren Pfarrern um die Gabe
des Heiligen Geistes au bitten, dass" in der Kirohe auch fernerhin je-
dem Versuch widerstanden wird, falsche Lehre und unlcirohliohes Handeln
durch Gesetze, Verordnungen und Massnahaien einzuführen, das unteirch-
llche iPiihrerprlnaip wieder aufzurichten und das stßatliohe Beamten-,
recht auf die Kirche zu- übertragen,

Gott wolle uns in Gnaden die Kraft verleihen, daßs wir evangelische
Christen mid Pfarrer, jeder Behinderung, unser Volk zu dem allein
seligmachenden Evangelium jsu rufen, entgegentreten und nicht zulassen,
dass der Trost des göttlichen Wortes den angefochtenen Gknvi s sen -
den uner lösten Seelen vorenthalten wird«

aber, der überschwenglich tun kann über alles, das \7ir bitten
verstehen, nach der Kraft, die da in uns wirkt, DÖITI sei jähre in

* _ ^ . * «ta* • » _ * _ j *_ _ ^ ^ _ r* _-*-._ . nr» _ • _ i_ -. Jt _i-

»Dem
oder
der Gemeinde, die in Christo Jesu ist, zu aller Zeit, von Ewigkeit
zu Ewigkeit .Amen.19 (Epheser 3,20 -


